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7 AZR 585/94
5 Sa 214/93 Chemnitz

Verkündet am 
25. Januar 1995

Siegel,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!
Urteil

ln Sachen

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. Januar 1995 durch den Vorsit­
zenden Richter Prof. Dr. Weller, den Richter Prof.
Dr. Steckhan und die Richterin Schmidt sowie die ehrenamtli­
chen Richter Nöttelmann und Güner für Recht erkannt:
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Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Chemnitz vom 8. März 1994 
- 5 Sa 214/93 - wird auf Kosten des Beklagten zu­
rückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob ihr Arbeitsverhältnis mit 
Ablauf des Monats endete, in dem die Klägerin das 60. Lebensjahr 
vollendet hatte. Die am 2. November 1932 geborene Klägerin ist 
seit 1952 als Lehrerin beschäftigt, und zwar zuletzt mit einer 
Wochenarbeitszeit von drei Stunden. Mit Schreiben vom 20. Oktober 
1992 teilte ihr das beklagte Land mit, das Arbeitsverhältnis ende 
aufgrund § 60 Abs. 1 BAT-0 in Verbindung mit der Übergangsvor- 
schrift zu dieser Tarifnorm am 30. November 1992. Hiergegen wen­
det sich die Klägerin mit ihrer vorliegenden Klage.

Die Klägerin hat im wesentlichen die Auffassung vertreten, 
die Übergangsvorschrift zu § 60 Abs. 1 BAT-0 erfasse ihr Arbeits­
verhältnis nicht mehr, da die Frauen, die zwischen dem 1. Januar 
1992 und dem 31. Dezember 1996 das Rentenalter erreichen, wählen 
könnten, ob sie nach Art. 2 des Renten-Überleitungsgesetzes (RÜG) 
vom 25. Juli 1991 (BGBl. IS. 1606) oder dem SGB VI Altersrente 
in Anspruch nehmen wollen) Seit dem 1. Januar 1992 gebe es daher 
Eür Frauen keine Regelaltersgrenze von 60 Jahren mehr. Überdies 
zerstoße die Übergangsvorschrift zu § 60 Abs. 1 BAT-0 gegen hö- 
lerrangiges Recht und sei damit unwirksam.
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Die Klägerin hat beantragt.

3 -

1. festzustellen, daß das zwischen den Parteien 
bestehende Arbeitsverhältnis nicht am 30. No­
vember 1992 endete,

2. im Falle des Obsiegens den Beklagten zu verur­
teilen, die Klägerin zu unveränderten Arbeits­
bedingungen als Lehrerin weiterzubeschäftigen.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat im wesentlichen ausgeführt,, das Arbeitsverhältnis der 
Klägerin sei am 30. November 1992 beendet«worden, da die Klägerin 
im November die Regelalbersgrenze nach Art. 2 § 4 Abs. 1 Satz 2 
RÜG erreicht habe. Auf diese Regelaltersgrenze verweise die Über­
gangsvorschrift zu § 60 -Abs . 1 BAT-0. Überdies folge die Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses der Klägerin schon aus der Anlage I 
Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 Satz 7 zum 
Einigungsvertrag, wonach dasArbeitsverhältnis mit Erreichen des 
Rentenalters ende. Diese Vorschriften verstießen weder gegen 
Art. 3 Abs. 2 GG noch gegen das Diskriminierungsverbot in Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. Februar 1976 (Richtlinie 76/207), denn-sie-seien aufgrund 
der besonderen Verhältnisse im Beitrittsgebiet .sachlich gerecht­
fertigt, da die Einrichtungen der ehemaligen DDR auf dem Gebiet 
der öffentlichen Verwaltung personell starkyßber^setzt gewesen 
seien und durch das Ausscheiden .älterer .Arbeitnehmer, die Alters­
ruhegeld beanspruchen können, dringend benötigte Arbeitsplätze 
für jüngere Arbeitnehmer freigemacht werden bzw. zur Haushalts­
entlastung überflüssige Arbeitsplätze abgebaut werden müßten.
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Wegen dieser besonderen historischen, wirtschaftlichen und sozia­
len Gegebenheiten in den Beitrittsgebieten stehe auch § 41 Abs. 4 
Satz 3 SGB VI der Geltung des § 60 Abs. 1 BAT-0 und der Über­
gangsvorschrift zu dieser Tarifnorm nicht entgegen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht die von der Kläge­
rin begehrte Feststellung getroffen und den Beklagten verurteilt, 
die Klägerin zu unveränderten Bedingungen als Lehrerin weiterzu­
beschäftigen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revi­
sion begehrt der Beklagte die Wiederherstellung des erstinstanz­
lichen Urteils. D.ie Klägerin bittet um Zurückweisung der Revisi­
on.

E n t s c h e 1 d u n q s  g r  ü n d e  :

A. Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat 
zu Recht festgestellt, daß das Arbeitsverhältnis der Klägerin 
über den 30. November 1992 hinaus fortbesteht. Denn zu diesem 
Zeitpunkt konnten,;wie der Senat bereits im Urteil vom 12. Okto­
ber 1994 (- 7 AZR 703/93 -, zur Veröffentlichung bestimmt) ent­
schieden hat, die Übergangsvorschrift zu § 60 BAT-0 und die Vor­
schrift der Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 
Abs. 2 Satz 7 zum Einigungsvertrag bereits deshalb nicht mehr zu 
einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses führen, weil ihr zeit­
licher Geltungsbereich abgelaufen war. Auf die Frage der Verein­
barkeit dieser Vorschriften mit höherrangigem Recht kommt es 
daher nicht an.

- 5 -
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I. Das Arbeitsverhältnis der Klägerin hat nicht aufgrund des 
§ 60 Abs. 1 BAT-0 in Verbindung mit der Übergangsvorschrift zu 
dieser Vorschrift geendet. Denn die ÜbergangsvorSchrift ist mit 
dem Inkrafttreten des Renten-Überleitungsgesetzes (RÜG) am 1. Ja­
nuar 1992 gegenstandslos geworden. Einer Überprüfung der tragen­
den Begründung des Berufungsurteils, diese Vorschrift sei wegen 
Verstoßes gegen § 41 Abs. 4 Satz 3 SGB VI unwirksam, bedurfte es 
daher nicht.

1. Nach § 60 Abs. 1 des am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen 
BAT-0 vom 10. Dezember 1990 endet das ArbeitsverhJiltnis, ohne daß 
es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem der An­
gestellte das 65. Lebensjahr vollendet hat. In der "Übergangsvor- 
schrift" zu dieser Tarifnorm hatten die Tarifvertiragsparteies be­
stimmt: "Solange eine Regelaltersgrenze (Rentenalter) unter
65 Jahren gilt, ist diese maßgebend."

2. Für die mithin entscheidenden Fragen, weiche Regelung der 
Tarifvertrag mit dem Begriff "Regelaltersgrenze (Rentenalter)" 
meint und ob diese Regelung am 30. November 1992 noch in Geltung 
war, ist maßgeblich darauf abzustellen, welche Regelung die Ta­
rifvertragsparteien im Zeitpunkt des Abschlusses des Tarifvertra­
ges vorgefunden haben. Denn aus der Formulierung "solange ... 
gilt" ergibt sich zwingend, daß die TarifVertragsparteien von 
einer bereits geltenden - unter 65 Jahren liegenden - Regelal­
tersgrenze (Rentenalter) ausgegangen sind und daran die automati­
sche Beendigung des Arbeitsverhältnisses knüpfen wollten, solange
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diese - oder jedenfalls eine in den maßgeblichen Punkten ver­
gleichbare - Regelung gelten würde.

3. Zum Zeitpunkt des Abschlusses des BAT-0 (10. Dezember 1990) 
galt im Beitrittsgebiet aufgrund der Bestimmung in Anlage II Ka­
pitel VIII Sachgebiet F Abschnitt III Nr. 6 des Einigungsvertra­
ges die (DDR-)Verordnung über die Gewährung und Berechnung von 
Renten der Sozialpflichtversicherung (Rentenverordnung) vom
23. November 1979 (GBl. I Nr. 43 S. 401) in der Fassung der Ver­
ordnung vom 28. Juni 1990 (GBl. I Nr. 38 S. 509). Aufgrund der 
Maßgabe a) zu der genannten Bestimmung des Einigungsvertrages 
sollte die Rentenverordnung bis zum 31. Dezember 1991 in Kraft 
bleiben. Aus dem systematischen Zusammenhang dieser Bestimmung 
mit der Grundregelung in Art. 30 Abs. 5 EV zur Überleitung des in 
den alten Bundesländern geltenden Rentenrechts ergibt sich, daß 
ab diesem Zeitpunkt auch im Beitrittsgebiet das SGB VI (Renten­
versicherung) gelten sollte, wobei allerdings in Art. 30 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 1 und 2 EV für die Zeit vom 1. Januar 1992 bis zum 
30. Juni 1995 eine Besitzstandsregelung vorgesehen war, nach der 
sich die Rentenberechtigung und -höhe mindestens nach dem am 
30. Juni 1990 geltenden Rentenrecht bestimmen sollten.

4. Das mithin im Zeitpunkt des Abschlusses des BAT-0 geltende 
Rentenrecht der ehemaligen DDR, auf das sich die Tarifvertrags­
parteien in der Übergangsvorschrift zu § 60 Abs. 1 BAT-0 bezogen 
hatten, war dadurch gekennzeichnet, daß für Männer und Frauen 
eine unterschiedliche, aber jeweils verhältnismäßig starre Al-. 
tersgrenze galt, mit deren Erreichen eine betragsmäßig feste, 
also nicht dynamisierte Altersrente gewährt wurde. Gemäß § 3
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Abs. 1 Rentenverordnung bestand ein Anspruch auf Altersrente für 
Frauen ab Vollendung des 60. Lebensjahres und für Männer ab Voll­
endung des 65. Lebensjahres, wenn sie mindestens 15 Jahre eine 
versicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt hatten. Lediglich 
Frauen, die fünf oder mehr Kinder geboren haben, eihielten gemäß 
§ 4 der Rentenverordnung mit Vollendung des 60. Lebensjahres eine 
Altersrente auch dann, wenn sie die erforderliche Anzahl von Jähe­
ren versicherungspflichtiger Tätigkeit nicht erfüllt hatten.

5. Eine derartige für Männer und Frauen unterschiedliche Al­
tersgrenze gibt es seit dem Inkrafttreten des RÜG (1. Januar 
1992) in dieser festen Form nicht mehr. Durch Ait. 1 RÜG wurde Zu 
diesem Zeitpunkt auch in den neuen Bundesländern das SGB VI in 
Kraft gesetzt. Gemäß § 35 SGB VI haben Männer und Frauen glei­
chermaßen Anspruch auf die Regeialtersrente, wenn sie das 65. Le­
bensjahr vollendet und die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. 
Auch die Altersgrenzen für eine vorgezogene Altersrente nach den 
§§ 36 bis 38 und nach § 40 SGB Vi sind für Männer und Frauen 
gleich. Lediglich die vorgezogene Altersrente nach § 39 SGB VI 
können mit Vollendung des 60. Lebensjahres nur Frauen beziehen, 
wenn sie nach Vollendung des 40. Lebensjahres Mehr als zehn Jahre 
Pflichtbeitragszeiten und die Wartezeit von 15 Jahren erfüllt 
haben. Von einer besonderen Regelaltersgrenze, gerade für Frauen 
mit Vollendung des 60. Lebensjahres, kann deshalb auf der Grund­
lage des SGB VI nicht mehr gesprochen werden. Ebensowenig läßt 
Sich sagen, daß Frauen nach dem SGB VI mit 60 Jahren das "Rehten-

-  8 -

alter" erreicht hätten.
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6. Allerdings ist durch Art. 2 RÜG für eine Übergangszeit bis 
zum 31. Dezember 1996 auch die Rentenverordnung der DDR - in 
leicht modifizierter Form - aufrechterhalten worden, so daß wäh­
rend dieser Übergangszeit für Frauen in den neuen Bundesländern 
ein Wahlrecht zwischen den Leistungen nach dem SGB VI bzw. nach 
Art. 2 RÜG besteht (vgl. z.B. KassKomm-Polster, Stand Mai 1994, 
Band 2, Art. 2 § 1 RÜG Rz 3). Dabei darf jedoch nicht außer acht 
gelassen werden, daß Art. 2 RÜG lediglich der in Art. 30 Abs. 5 
des Einigungsvertrages vereinbarten Besitzstandswahrung dient. 
Auch die Bestimmung des Art. 2 § 4 Abs. 1 Satz 2 RÜG, nach der 
die "Regelaltersgrenze" für Frauen bei Vollendung des 60. und für 
Männer bei Vollendung des 65. Lebensjahres liegt, darf daher nur 
als Bestandteil dieser Besitzstandswahrungsregelung und nicht als 
Normierung einer Regelaltersgrenze im Gesamtsystem des in den 
neuen Bundesländern seit dem 1. Januar 1992 geltenden Renten­
rechts verstanden werden. Auf diese "Regelaltersgrenze" des
Art. 2 § 4 Abs. 1 Satz 2 RÜG bezieht sich deshalb die Übergangs- 
vorschrift zu § 60 Abs. 1 BAT-0 nicht, zumal den Tarifvertrags­
parteien des BAT-0 zum Zeitpunkt des Abschlusses des Tarifvertra­
ges die Wortwahl des RÜG noch nicht bekannt sein konnte. Der Ge­
setzgeber wollte mit dieser Wortwahl auch nur zum Ausdruck brin­
gen, daß ab diesem Zeitpunkt im Beitrittsgebiet üblicherweise ein 
Anspruch auf eine Rente wegen Alters besteht (BT-Drucks. 12/405 
S. 140).

7. Insgesamt kann daher nicht angenommen werden, daß die Tarif­
vertragsparteien des BAT-0 mit ihrem Begriff des Geltens einer • 
"Regelaltersgrenze (Rentenalter)" in der Übergangsvorschrift zu
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§ 60 Abs. 1 BAT-0 auch die für Frauen bestehende bloße Möglich­
keit, mit Vollendung des 60. Lebensjahres irgendeine Altersrente 
zu beziehen, gemeint und daran die Folge der automatischen Been­
digung des Arbeitsverhältnisses hätten knüpfen wollen, zumal auch 
in § 60 Abs. 1 BAT (West) diese Rechtsfolge nicht mit der Mög­
lichkeit der Inanspruchnahme einer vorgezogenen Rente, sondern 
allgemein mit der Vollendung des 65. Lebensjahres verbunden 
wurde. Zumindest hätte ein derart weitreichender Wille der Tarif­
vertragsparteien, die Arbeitsverhältnisse gerade nur von Frauen 
- und auch dies nur in den neuen Bundesländern - zwangsweise auch 
gegen ihren Willen zu einem Zeitpunkt zu beenden, in dem ihnen 
nur ein Wahlrecht auf Bezug einer vorgezogenen Altersrente er­
wächst, im Tarifvertrag eindeutig zum Ausdruck kommen müssen. Da 
es hieran fehlt, muß die Übergangsvorschrift zu § 60 Abs. 1 BAT-0 
so verstanden werden, daß sie nur so lange gelten sollte, wie im 
Beitrittsgebiet noch allein die (DDR-)Rentenverordnung fortgalt. 
Da dies, wie dargestellt, nur bis zum 31. Dezember 1991 der Fall 
war, ist die Übergangsvorschrift zu § 60 Abs. 1 BAT-0 mit diesem 
Zeitpunkt außer Kraft getreten.

II. Das Arbeitsverhältnis der Klägerin hat auch nicht aufgrund 
der Vorschrift der Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt 
III Nr. 1 Abs. 2 Satz 7 zum Einigungsvertrag (im folgenden: Nr. 1 
Abs. 2 Satz 7 EV) geendet.

1. Nach dieser Vorschrift "endet das Arbeitsverhältnis unabhän­
gig von Satz 1" (der Überführung der Einrichtung und damit der 
Arbeitsverhältnisse auf einen anderen Rechtsträger) "und Satz 5"
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(der Beendigung des Arbeitsverhältnisses infolge der Nichtweiter­
verwendung eines sich in der sogenannten Warteschleife des Sat­
zes 2 befindlichen Arbeitnehmers) "mit Erreichen des Rentenal­
ters". Nach der Systematik des Einigungsvertrages handelt es sich 
bei dieser Vorschrift um eine der Maßgaben, mit denen gemäß Nr. 1 
Abs. 1 Satz 1 EV die bisherigen Arbeitsbedingungen der Arbeitneh­
mer im öffentlichen Dienst des Beitrittsgebietes fortgelten soll­
ten, bis sie gemäß Nr. 1 Abs. 1 Satz 3 EV durch eine tarifliche 
Regelung abgelöst werden (vgl. dazu MünchKomm-Säcker/Oetker, BGB, 
Ergänzungsband, 2. Aufl., Einigungsvertrag Rz 968 ff.).

Diese geplante Ablösung durch eine tarifvertragliche Rege­
lung konkretisiert für den Bereich der Arbeitnehmer des öffentli­
chen Dienstes die Art des Vorläufigkeitscharakters, den die Vor­
schriften der Anlage I zum Einigungsvertrag für die Rechtsver­
hältnisse der Angehörigen des öffentlichen Dienstes nach der 
Grundnorm des Art. 20 Abs. 1 EV, der ausdrücklich von "Übergangs­
regelungen" spricht, haben sollen.

2. Die in Nr. 1 Abs. 1 Satz 3 EV vorgesehene Ablösung der Nr. 1 
Abs, 2 Satz 7 EV ist am 1. Januar 1991 durch das Inkrafttreten 
des BAT-0 erfolgt. Schon deshalb konnte im November 1992 eine Be­
endigung des Arbeitsverhältnisses der Klägerin aufgrund der Vor­
schrift der Nr. 1 Abs. 2 Satz 7 EV nicht mehr eintreten. Auch für 
diese Vorschrift bedurfte es daher keiner Prüfung ihrer Verein­
barkeit mit höherrangigem Recht.
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B. im vorliegenden Rechtsstreit wendet sich die Revision über­
dies gegen die Verurteilung des Beklagten, die Klägerin zu unver­
änderten Bedingungen als Lehrerin weiterzubeschäftigen. Die Revi­
sion rügt insoweit, daß der Tenor des landesarbeitsgerichtlichen 
Urteils in Ziff. 1 b zu weit gefaßt sei, denn hier hätte ledig­
lich eingeschränkt eine Verurteilung zur Weiterbeschäftigung bis 
zum rechtskräftigen Abschluß des Rechtsstreits erfolgen dürfen.

Auch insoweit ist die Revision jedoch unbegründet. Zwar be­
zieht sich die Begründung, die das Landesarbeitsgericht seiner 
diesbezüglichen Verurteilung des Beklagten gegeben hat, nur auf 
einen vorläufigen Weiterbeschäftigungsanspruch bis zum rechts­
kräftigen Abschluß des RechtsStreits. Die Klägerin hatte jedoch 
einen weitergehenden Antrag gestellt, der sich nicht auf die 
Dauer des Rechtsstreits beschränkte. Dies ergibt sich insbesonde­
re auch aus ihrer Anspruchsbegründung in der Berufungsbegrün­
dungsschrift vom 13. September 1993, in der die Klägerin aus­
führt, sie habe einen Anspruch auf tatsächliche Beschäftigung, 
weil ihr Arbeitsverhältnis über die Vollendung ihres 60. Lebens­
jahres hinaus fortbestehe.

Der damit geltend gemachte allgemeine Beschäftigungsanspruch 
der Klägerin ist begründet. Der Arbeitnehmer hat im fortbestehen­
den Arbeitsverhältnis einen Anspruch auf tatsächliche Beschäfti­
gung, soweit dem nicht überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Arbeitgebers entgegenstehen (vgl. BAG - Großer Senat - Beschluß 
vom 27. Februar 1985, BAGE 48, 122, 130 ff. = AP Nr. 14.zu § 611 
BGB Beschäftigungspflicht, zu C I 1 bis 3 der Gründe). Für ein 
Interesse des beklagten Landes, die Klägerin auch im Falle des
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Fortbestehens ihres Arbeitsverhältnisses nicht zu beschäftigen, 
ist nichts vorgetragen worden.

C. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Weller Schmidt Steckhan
Nöttelmann G . Güner
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